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Geſetz-Sammlung 
5 | für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


re De 


(No. 2121.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über eine 
Anleihe der Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft bis zur Höhe von 2,500,000 
Rihlr. Vom 12. Oktober 1840. 2 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft darauf angetragen worden iſt, der— 
ſelben, Behufs der Ausführung des Unternehmens der Erbauung und Benuz— 
zung einer Eiſenbahn von Koͤln nach der Belgiſchen Grenze, die Aufnahme 
eines Dahrlehns bis zur Hoͤhe von 2,500,000 Thalern Courant, geſchrie— 
ben: Zwei Millionen Fuͤnfhundert Tauſend Thalern Courant, gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins-Koupons verſehener Obli⸗ 
gationen, jede zu 250 Thlrn., geſchrieben: Zwei Hundert und Funfzig 
Thalern, zu geſtatten, fo ertheilen Wir, in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤz— 
zigkeit jenes Unternehmens, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833., wegen Ausftellung von Papieren, welche eine Zahlungs-Verpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be— 
ſtimmungen: 

b. 1. 
Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 10,000 
nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, und von drei Direktoren und dem Spe⸗ 
er zial⸗Direktor der Geſellſchaft unterzeichnet; bei der Emiffion wird ein Abdruck 
dieſes Privilegiums beigefügt. : | 
en b. 2. 8 
Das Darlehn traͤgt vier Prozent Zinſen. Zu dem Ende werden den 
Obligationen fuͤr die naͤchſten zehn Jahre zwanzig Zins-Koupons, jeder zu 
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(Ausgegeben zu Berlin den 6. November 1840.) 


— 


Fuͤnf Thalern, in halbjährigen Terminen, naͤmlich am 2. Januar und 1. Juli 
zahlbar, nach dem beiliegenden Schema beigegeben. | 

BL Mit dem Ablauf diefer und jeder folgenden zehnjaͤhrigen Periode werden, 
nach vorheriger oͤffentlichen Bekanntmachung, neue Zins⸗Koupons an die Vor⸗ 
zeiger der Obligationen ausgereicht, und daß dies geſchehen, wird auf den Obli⸗ 
gationen vermerkt. 

Die Koupons werden von dem Kaſſirer und von einem mit der Kon- 
trole beauftragten Buchhalter der Geſellſchaft unterſchrieben. Vom Verfalltage 
ab werden die Zinskoupons gegen deren Auslieferung zum vollen Nennwerthe 
an den Vorzeiger in Berlin, Koͤln und Aachen, fo wie in den Städten ge 
zahlt, welche Seitens der Geſellſchaft noch außerdem zu dem Ende vermittelſt 
Bekanntmachung deſignirt werden. 1 

Die Geſellſchaft hat die mit der Bezahlung der Zinskoupons beauftrag⸗ 
ten Komtoire und Handlungshaͤuſer oͤffentlich anzuzeigen. 


RR} 
Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskoupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen fünf Jahren nach der Verfall: 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. - 


F. 4. 

Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
ſie zur Zuruͤckzahlung faͤlig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo muͤſſen 
zugleich die ausgereichten Zinskoupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage verfal⸗ 
len, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, ſo wird 
der Betrag der fehlenden Zinskoupons von dem Kapitale gekuͤrzt, und zur Eins 
loͤſung dieſer Koupons verwendet. 


§. 5. Wat 

Zur allmaͤhligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1846. an jaͤhrlich 

ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obligationen nebſt 

den Zinſen der eingelöfeten Obligationen verwendet; der Geſellſchaft bleibt jedoch 

vorbehalten, im Jahr 1856. oder ſpaͤter, jedoch nicht fruͤher, mit Genehmigung 
Unſeres Handelsminifters den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken. 


Die jaͤhrlich zu tilgenden Obligationen werden bei einer gemeinſchaftlichen 
„Verſammlung der Direktion und des Adminiſtrationsrathes, unter Zuziehung 
eines das Protokoll aufnehmenden Notars, durch das Loos beſtimmt, und ſind 
darauf nach einer wenigſtens drei Monat vorhergegangenen Öffentlichen Anzeige 


der ausgelooſten Nummern vom erſten Juli an fällig. 


* 


Die 


Die Geſellſchaft iſt auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1856., befugt, die 
noch nicht getilgten Obligationen nach einer wenigſtens ſechs Monat vorher zu 
erlaſſenden offentlichen Kündigung fällig zu erklaͤren und zuruͤckzuzahlen. 

Die in Folge der Beſtimmungen dieſes $. fälligen Obligationen werden 
gegen deren Auslieferung, unter Anwendung der im $. A. wegen der Zinskou⸗ 
pons enthaltenen Vorſchriſt, an den Vorzeiger zum Nennwerthe in einer der 
Staͤdte, in welchen die Zinszahlung erfolgt, baar in Kourant bezahlt. Indeſſen 
kann die Gefellfhaft, wenn die in einem Jahre einzuloͤſenden Obligationen mehr 
als 50,000 Thaler betragen, durch Bekanntmachung beſtimmen, daß die Inha— 
ber Einen Monat vor dem Verfall von jenen Staͤdten diejenige bezeichnen, in 
welcher ſie die Zahlung erheben wollen; erfolgt dann eine ſolche Bezeichnung 
nicht, ſo wird angenommen, daß ſie die Zahlung in Koͤln zu empfangen haben. 

Die fällig erklärten und eingeloͤſeten Obligationen werden, unter Beob— 
achtung der hier oben wegen der Verlooſung vorgeſchriebenen Form, verbrannt. 

Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem nach $. 46. des Geſetzes 
uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. fuͤr das Unter⸗ 
nehmen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſtellten Kommiſſarius jaͤhrlich ein 
Nachweis geliefert. 

F. 6. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen oder Zinskoupons 
amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion der Geſellſchaft dreimal, in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von wenigſtens vier und hoͤchſtens ſechs Monaten, eine öffentliche Auf- 
forderung, jene Dokumente einzuliefern, oder die etwaigen Rechte an dieſelben 
geltend zu machen. Sind, nachdem vier Monate nach der letzten Aufforderung 
vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert, oder die etwaigen Rechte nicht gel⸗ 
tend gemacht worden, fo erklaͤrt die Direktion die Dokumente oͤſſentlich für nich— 
tig oder verſcholen, und fertigt an deren Stelle andere unter denſelben Num— 
mern aus, auf welchen bemerkt wird, daß ſie als Erſatz fuͤr amortiſirte dienen. 
Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheis 
ligten zur Laſt. 

$. 7. 

Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſuug vor: 
gezeigten Obligationen werden jaͤhrlich waͤhrend zehn Jahren von der Direktion 
der Geſellſchaft, Behufs Empfangnahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die 
Obligationen, welche nicht innerhalb Eines Jahres nach dem letzten Öffentlichen 
Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt werden, find werthlos, welches von der Di— 
rektion, unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern, alsdann öffentlich zu 
erklären iſt. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflich— 
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tung mehr; doch kann ſie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt 
eines Beſchluſſes der General⸗-Verſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten gewaͤhren. 
§. 8. 

Außer den im §. 5. gedachten Faͤllen find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft in Koͤln 
zuruͤckzufordern: 

a) wenn faͤllige Zinskoupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung praͤ— 

ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen, oder 
anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen, laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; 

e) wenn gegen die Geſellſchaft, in Folge rechtskraͤftig gewordener Erkennt⸗ 
niſſe, Schuldenhalber Exekution vollſtreckt wird; 

d) wenn die im F. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht eingehal⸗ 
ten wird. 

In den Faͤllen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden, in dem Falle d. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kündigungsfrift zu beobachten. Das Recht zur Zuruͤckfor— 
derung dauert: in dem Falle a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskoupons; 
in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes; in dem Falle c. Ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall eingetreten iſt; 
das Recht der Kündigung in dem Falle d. drei Monate von dem Tage ab, 
an welchem die Tilgung der Obligationen haͤtte erſolgen ſollen. 

Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes $. eingeloͤſet 
werden, kann die Geſellſchaft wiederum ausgeben. 


§. 9. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 

a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht 
der Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Ges 
ſellſchaft vor. 

b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur 
Eiſenbahn und zu den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke verfaus 
fen; dies bezieht fi jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der 
Bahnhöfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche inner⸗ 
halb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Ers 
richtung von polizeilichen oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder zu Pack⸗ 
hoͤfen und Waarenniederlagen abgetreten werden moͤchten. 

c) Die 
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c) Die Geſellſchaft darf weder Aktien kreiren, noch neue Darlehne auf- 

nehmen, es ſey denn, daß fuͤr die in gegenwaͤrtigem Privilegium auto⸗ 
ö riſirten Obligationen das Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde. 

d) Zur Geltendmachung der im L. 8. feſtgeſetzten Ruͤckforderungsrechte iſt 
den Inhabern der Obligationen das geſammte bewegliche und unbe⸗ 
wegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft verhaftet. 

Die vorſtehend unter b. und c. erlaſſenen Beſtimmungen ſollen jedoch 
auf diejenigen Obligationen ſich nicht beziehen, die, zur Ruͤckzahlung fällig er⸗ 
klaͤrt, nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der ee 
lung gehörig präfentirt werden. 


$. 10. 

Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen muͤſſen 
in eine Zeitung jeder Stadt, in welcher nach F. 2. die Zinszahlung erfolgt, ein⸗ 
geruͤckt werden. 

F. 11. 


| Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskoupons, kann Fein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerm Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staates zu geben, oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Sansſouci, den 12. Oktober 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. Graf v. Alvensleben 
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Schema zu den Obligationen. 


Privilegirte zu vier Prozent verzinsbare Obligation. 


Der Inhaber hat an die Rheiniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Zweihundert 
Funfzig Thaler Preuß. Kourant zu fordern, als Antheil an dem durch Koͤnig⸗ 
liches Privilegium vomm—m ren... autoriſirten Darlehn von zwei und 
einer halben Million Thalern. — Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Zins⸗ 
Koupons zahlbar. Köln, denn. 

Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(Unterſchriften von drei Direktoren und dem Spezial⸗Direktor.) 


5 Auf der Ruͤckſeite. 
Notiz uͤber die zu dieſer Obligation ausgereichten Zinskoupons. 


| n Wurden ausge Eingetragen in Beglaubigende Unterſchrift 
zum reicht im der Kontrole. des mit der Kontrole be⸗ 
Jahre auftragten Buchhalters. 


Monat. | Jahr. | Litt. Fol. 
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Schema zu den Zinskoupons. 


Zinskoupon zur privilegirten Obligation No. .. . .. 


Fuͤnf Thaler Preuß. Kourant hat der Inhaber dieſes Zinskoupons 
vom 15 Jun 18.. ab in Berlin, Köln, Aachen und den außerdem von 


1. Juli | 
uns zu deſignirenden Städten, bei den bekannt gemachten Adreffen zu erheben. 
j 2. er: 

Dieſer Zinskoupon ift nach dem 1. Jul 18. ungültig und werthlos. 
Kon, den e e e 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


(Die Namen von drei Direktoren und dem Spezial-Direktor werden gedruckt.) 


Eingetragen Litt. Fol. 
(Unterſchrift des Kaſſirers und des Buchhalters.) 
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(No 2122.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. November 1840., wegen Vergütung der Thara 
bei dem in Fäſſern eingehenden, zum Verſieden beſtimmten Lumpenzucker, 
vom 1. Januar 1841. ab. 


Ai Ihren Bericht vom 25. v. M. genehmige Ich, daß fuͤr die nach dem 
Zolltarif zu gewaͤhrende Verguͤtung der Thara, bei dem zum Verſieden be⸗ 
ſtimmten Lumpenzucker, wenn ſolcher in Faͤſſer verpackt eingeht, ſtatt der Saͤtze, 
welche der Zolltarif vom 24. Oktober v. I., unter Poſition 25. Lilt. x. No. 3. 
enthaͤlt, vom 1. Januar 1841. ab, die folgenden Saͤtze, als: 
ö für Faͤſſer unter 15 Zentner Bruttogewicht, mit 10 Pfund vom Zentner 
Brutto und 
für Faͤſſer von 15 Zentner Bruttogewicht und daruͤber, mit 7 Pfund 
vom Zentner Brutto f 
zur Anwendung kommen ſollen, und beauftrage Sie, dieſer, durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machenden Order gemaͤß, verfahren zu laſſen. 
Sansſouci, den 3. November 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter, Grafen von Alvensleben. 


